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Genossenschaften müssen
politisch aktiver werden

Von Lea Gerber

Viele Wohnbaugenossenschaften haben in
ihren Statuten festgelegt, dass sie parteipolitisch
neutral sind. Das heisst aber keinesfalls, dass

sie nicht aktiv an der politischen Diskussion
teilnehmen sollten. Denn was auf politischer
Ebene ausgehandelt wird, geht sie oft mehr an,
als sie denken.

Ich möchte das exemplarisch an folgendem
Beispiel zeigen: Die immer weiter steigenden
Land- und Liegenschaftspreise stehen in einem

engen Zusammenhang mit den übersetzten
Erträgen, die im Mietwohnungsmarkt erzielt werden

können. Will eine Investorin ein Areal oder
eine Liegenschaft kaufen, preist sie die künftigen

Erträge ein. Können übersetzte Erträge
erwirtschaftet werden, steigt ihre Zahlungsbereitschaft.

Wohnbaugenossenschaften und andere

gemeinnützige Bauträger können meist nicht
mithalten. Warum nicht? Weil sie nicht gleich
lange Spiesse haben. Während sich die einen

freiwillig und im Interesse der ganzen Gesellschaft

zur Kostenmiete bekennen, kassieren
die anderen ungeniert missbräuchliche Mietzinse

- häufig im Interesse weniger Aktionärinnen

und Aktionäre.

Eigenüich beauftragt die Bundesverfassung
den Bund, Vorschriften gegen missbräuchliche
Mietzinse zu erlassen. Bis Mitte der 1960er-Jah-

re gab es in der Schweiz eine staaüiche
Mietzinskontrolle. Danach wurde sie schrittweise
abgeschafft und der Einsatz gegen missbräuchliche

Mieten wurde den Mietenden selbst über-
bunden. Die Mietpartei kann innerhalb von
dreissig Tagen ihren Anfangsmietzins anfechten.

Jedoch macht nur gerade jede dreihundertste

Person von diesem Recht Gebrauch -
wer will es sich schon gleich zu Beginn mit seiner

neuen Vermieterin verderben?
Zwar beruht das Schweizer Mietrecht nach

wie vor zu weiten Teilen auf dem Prinzip der
Kostenmiete: Die Vermieterschaft sollte ihre
Kosten gedeckt und eine angemessene Rendite

garantiert haben. Doch Anfang der 1970er-Jah-

re baute das Parlament zusätzlich auch
Marktelemente ein: Orts- und quartierübliche Mieten

sollten nicht als missbräuchlich gelten. Nun
sollen diese Elemente noch gestärkt werden.
Das Parlament hat erst kürzlich zwei Vorlagen
gutgeheissen, die die Anfechtung der Anfangsmiete

erschweren und Mieterhöhungen
aufgrund von Orts- und Quartierüblichkeit
vereinfachen.

«Was geht uns das an?», habe ich in meiner
Arbeit als Verantwortliche Politik von
Wohnbaugenossenschaften Schweiz immer mal wie¬

der gehört. «Wir halten uns an die Kostenmiete,
und was die anderen machen, ist nicht unser
Bier.» Das sehe ich anders. Genossenschaften

tun gut daran, sich für die Stärkung des Prinzips
der Kostenmiete im Mietrecht einzusetzen.
Eine weitere Schwächung
würde die Miet- und damit
auch die Bodenpreise noch
weiter in die Höhe treiben.
Und das betrifft auch die
Genossenschaften. Denn bei der
Suche nach Land und
Liegenschaften fischen alle im
gleichen Teich.

Eine Ausnahme ist, wenn Gemeinden Land
im Baurecht abgeben mit der klaren Auflage,
Wohnungen in Kostenmiete anzubieten. Zum
Zug kommen dann oftmals gemeinnützige
Bauträger. Sofort ist von Bevorzugung, von
versteckten Subventionen die Rede, da der
Baurechtszins meist unter dem Marktwert liegt.
Doch die Auflage zur Anwendung der Kostenmiete

mindert den Wert des Baulandes. Das

sagt nicht der Verband, das sagt das
Beratungsunternehmen Wüest Partner in seiner Studie
«Baurecht unter der Lupe».

Die Pflicht zur Anwendung der Kostenmiete
wirkt sich demnach - nicht erstaunlich - auf die

Bodenpreise aus. Die öffentliche Hand hätte es

also in der Hand, etwas gegen die stetig steigenden

Bodenpreise zu tun. Indem sie wieder eine
Kontrolle der Mietzinse einführt oder wenigstens

die Marktelemente im Mietrecht nicht weiter

stärkt. Erhöhen wir gemeinsam den Druck,
dass sie ihre Verantwortung wahrnimmt! Und
nochmals: Parteipolitisch neutral zu sein heisst,
dass die Genossenschaften mit allen politischen

Kräften zusammenarbeiten sollen, die sie

dabei unterstützen, ihre Ziele zu erreichen;
nämlich gute und preisgünstige Wohnungen
für breite Bevölkerungskreise anzubieten.

«Bei der Suche nach Land
und Liegenschaften fischen

alle im gleichen Teich.»

Lea Gerber arbeitete während
zehn Jahren beim Verband

Wohnbaugenossenschaften
Schweiz im Bereich Politik,

Gesellschaft und Grundlagen.
Sie setzte sich dafür ein, dass

der Verband als politische
Stimme in der ganzen Schweiz

wahrgenommen wurde. Nun

schlägt sie neue berufliche

Wege ein, bleibt dem Thema

Wohnungspolitik aber

verbunden. Sie wohnt mit
ihrem Partner und den beiden

Söhnen in einer
Genossenschaftswohnung in Bern.
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